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überflüssig. Als problematisch erachtet die Monopolkom-
mission auch die Voraussetzung ausreichender deutscher 
Sprachkenntnisse, um als Schiffsführer von der Lotsenan-
nahmepflicht befreit werden zu können, da diese dazu 
beiträgt, die Befreiung von der Lotsenannahmepflicht für 
die Kapitäne zu erschweren. 

2.4 Handlungsempfehlungen der Monopol-
kommission

81. Der Markt für Dienstleistungen der Hafen- und 
Seelotsen in Deutschland sollte transparenter und durch-
lässiger gestaltet werden. Die Monopolkommission emp-
fiehlt daher mehr Transparenz bei der Selbstverwaltung 
sowie der Aufsicht des Bundes. Dies kann beispielsweise 
durch eine regelmäßige Veröffentlichung von Parametern, 
wie z. B. Gehaltszusammensetzung, Informationen über 
die Fortbildungsinhalte der Lotsen, Qualitätssicherungs-
maßnahmen oder auch Unfallzahlen, geschehen. 

82. Des Weiteren sollte die Lotstarifverordnung le-
diglich als nicht bindender Referenztarif ausgestaltet wer-
den. Das heißt, dass die Lotstarifverordnung nur dann an-
wendbar ist, soweit bei Vertragsschluss nichts anderes 
vereinbart wird. Ebenso sollte die Beschränkung der Zu-
lassung der Lotsen in Abhängigkeit von Personalstruktur 
und Verkehrsaufkommen in dem jeweiligen Revier aufge-
hoben werden und es sollte eine freie Lotsenwahl – ab-
weichend von der Börtreihenfolge – ermöglicht werden.

83. Die Monopolkommission spricht sich des Weite-
ren dafür aus, die (erste) Reviersprache von Deutsch auf 
Englisch zu ändern. Dies ermöglicht bessere Marktein-
trittschancen für nicht deutsche Lotsenanwärter und aus-
ländische Kapitäne könnten so leichter Freifahrerregelun-
gen in Anspruch nehmen.

84. Die Monopolkommission regt eine Diskussion 
über eine Erweiterung der Befreiungsmöglichkeiten von 
der Lotsenannahmepflicht an. An dieser Stelle kann nicht 
abschließend eingeschätzt werden, welche expliziten Vo-
raussetzungen für den Kapitän und das Schiff hinsichtlich 
einer Erweiterung der Befreiung von der Lotsenannahme-
pflicht gelten sollten. Die Monopolkommission spricht 
sich zur Verringerung von Informationsasymmetrien auch 
für die Option der vertikalen Integration aus, bei der Lot-
sen im Rahmen eines alternativen Geschäftsmodells auch 
bei einem Reeder angestellt werden können. 

85. Des Weiteren sollte nach Ansicht der Monopol-
kommission die derzeit festgeschriebene Organisations-
form der Lotsenbrüderschaften als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts überdacht werden. Die Monopolkom-
mission sieht keinen Grund, das derzeitige System der 
Selbstverwaltung nicht auch für andere Gesellschaftsfor-
men zu öffnen. Die Monopolkommission konnte überdies 
keine Argumente gegen die Zulassung möglicher konkur-
rierender Lotsenbrüderschaften finden. Mittelfristig sprä-
che nichts gegen die Einrichtung konkurrierender Lotsen-
brüderschaften auf diesem Markt, insbesondere vor dem 
Hintergrund einer zukünftig möglicherweise höheren An-
zahl an Zulassungen.

3. Stellungnahme zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Neuordnung der
Regulierung im Eisenbahnbereich

86. Die Monopolkommission setzt sich seit längerer 
Zeit für eine grundlegende Veränderung der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen im Eisenbahnbereich ein.103 In ih-
rem Koalitionsvertrag kündigte die Bundesregierung 
2009 eine Überarbeitung des bestehenden Regulierungs-
rechts an.104 Anfang des Jahres 2012 wurde schließlich 
der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Neuordnung 
der Regulierung im Eisenbahnbereich (ERegG-E) des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung vorgelegt. Vor dem Hintergrund ihrer wiederholten 
Forderungen begrüßt die Monopolkommission die ge-
plante Novellierung. Insgesamt stellt der vorliegende Ge-
setzentwurf einen Schritt in die richtige Richtung dar. In 
einigen ganz wesentlichen Punkten besteht jedoch drin-
gender Nachbesserungsbedarf. Die grundlegende Neu-
ordnung der Regulierung im Eisenbahnbereich sollte 
dazu genutzt werden, die Regulierungsziele der Stärkung 
des Wettbewerbs und der Steigerung der Effizienz ambi-
tioniert zu verfolgen und bestehende Hindernisse konse-
quent zu beseitigen.

87. Im vorliegenden Gesetzentwurf ist die Neugestal-
tung und Neuausrichtung der Entgeltregulierung am Maß-
stab der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung 
(KeL), die Einführung einer Ex-ante-Genehmigung der 
Entgelte, die Stärkung der Bundesnetzagentur sowie die 
übersichtliche Zusammenführung aller relevanten Vor-
schriften aus dem Allgemeinen Eisenbahngesetz und der 
Eisenbahninfrastruktur-Benutzungsverordnung positiv her-
vorzuheben. Allerdings enthält der Gesetzentwurf auch 
Regelungen, die nicht der Stärkung des Wettbewerbs, der 
Steigerung der Effizienz und damit der gesellschaftlichen 
Wohlfahrt dienen. Dazu ist neben einigen abzulehnenden 
Neuerungen insbesondere die Beibehaltung vieler nicht 
zielführender Regelungen zu kritisieren. Die Monopol-
kommission nimmt vor diesem Hintergrund im Folgenden 
zu einigen besonders relevanten Punkten Stellung.

88. Die Monopolkommission begrüßt, dass der ihren 
eigenen Auftrag betreffende § 59 ERegG-E um einen Ab-
satz 2 erweitert wurde, in welchem die Bundesregierung 
als Adressat des Gutachtens genannt ist und zum Gutach-
ten Stellung zu nehmen hat. Jedoch wird der Monopol-
kommission weiterhin kein Akteneinsichtsrecht bei der 
Bundesnetzagentur eingeräumt. Ein solches ist aber zur 
Erfüllung des in § 59 ERegG-E Absatz 1 erteilten Auf-
trags erforderlich.105

103 Vgl. Monopolkommission, Bahn 2011: Wettbewerbspolitik unter 
Zugzwang, Sondergutachten 60, Baden-Baden 2011, insbesondere 
Abschnitt 1.1.

104 Vgl. Wachstum. Bildung. Zusammenhalt – Koalitionsvertrag von 
CDU, CSU und FDP, Berlin, 26. Oktober 2009, S. 37.

105 Bereits in ihrer Stellungnahme zum 17. Hauptgutachten der Mono-
polkommission äußerte sich die Bundesregierung dahin gehend posi-
tiv, dass sie das Ziel, im Regulierungsrecht einheitliche Standards für 
alle regulierten Bereiche festzulegen, unterstützt. Die Bundesregie-
rung sicherte zu, sich dafür einzusetzen, dass im Allgemeinen Eisen-
bahngesetz, im Energiewirtschaftsgesetz und im Postgesetz ein dem 
§ 46 Absatz 2a GWB und dem § 121 Absatz 3 Satz 3 TKG entspre-
chendes Akteneinsichtsrecht vorgesehen wird; vgl. Bundestags-
drucksache 16/11558 vom 19. Dezember 2008, Tz. 14.
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89. Zu bemängeln ist, dass im Gesetzentwurf keine 
weitergehenden umfassenden Anforderungen an die 
rechtliche, organisatorische und entscheidungsbezogene 
Unabhängigkeit der Betreiber der Eisenbahninfrastruktur 
gestellt werden. Die Monopolkommission hat in ihrem 
letzten Sondergutachten die Kosten und Nutzen einer 
strikten Trennung der Infrastruktur- und Transportleistun-
gen auch auf Grundlage des aktuellen Stands der wissen-
schaftlichen Forschung detailliert analysiert und abgewo-
gen. Im Ergebnis wird deutlich, dass der Nutzen einer 
solchen Trennung die Kosten klar überwiegt.106 Insge-
samt finden sich sogar kaum wissenschaftliche Belege für 
signifikante Nachteile einer Trennung, die gegen die er-
heblichen Vorteile abgewogen werden müssten. Die ak-
tuell geführte Diskussion hat nach Auffassung der Mono-
polkommission für diese Analyse keine weiteren 
Erkenntnisse geliefert. Daher fordert die Monopolkom-
mission, die in §§ 40 ff. ERegG-E aufgeführten Vorgaben 
an die Struktur der Unternehmen diesbezüglich zu ver-
schärfen, mindestens insoweit, dass den europäischen 
Vorgaben klar entsprochen wird. Dies ist insbesondere 
auch vor dem Hintergrund des laufenden Vertragsverlet-
zungsverfahrens notwendig. Die Struktur der Deutschen 
Bahn AG sollte dementsprechend so ausgestaltet werden, 
dass diese Vorgaben zweifelsfrei erfüllt werden. Die so-
fortige Auflösung der bestehenden Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsverträge ist dazu dringend erforder-
lich.

90. Die Monopolkommission sieht die vorgesehene 
Stärkung der Position der Bundesnetzagentur insgesamt 
positiv. Insbesondere ist gutzuheißen, dass die Regulie-
rungsbehörde nach § 54 RefE auch dann Marktbeobach-
tungen durchführen können soll, wenn diese nicht auf ei-
nem konkreten Missbrauchsverdacht basieren, sondern 
der Informationsbeschaffung dienen. Auch ist zu begrü-
ßen, dass die Regulierungsbehörde – und nicht mehr das 
Eisenbahnbundesamt – mit der Aufsicht der Einhaltung 
der Struktur der Unternehmen und damit insbesondere 
mit der organisatorischen Trennung befasst sein soll. Kri-
tisch sieht die Monopolkommission jedoch die Verlage-
rung der Dienstaufsicht über die Bundesnetzagentur 
hinsichtlich der Eisenbahnregulierung vom Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technologie zum Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung in § 44 
Absatz 2 ERegG-E. Die Dienstaufsicht für die Bundes-
netzagentur liegt derzeit unabhängig vom Sachbereich 
beim Bundeswirtschaftsministerium und sollte nicht auf 
mehrere Dienstvorgesetzte aufgeteilt werden. Haushalts- 
und personalpolitische Entscheidungen können nicht 
sinnvoll durch mehrere Vorgesetzte getroffenen werden. 
Die vom Gesetzentwurf intendierte Zusammenführung 
von Dienst- und Fachaufsicht, die derzeit beim Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung liegt, 
spricht daher eher für eine Verlagerung der Fachaufsicht 
zum Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, 
was die Monopolkommission als sachgerecht ansieht.

91. Die Monopolkommission begrüßt die von ihr 
lange geforderte explizite Herausnahme der Versorgung 
der Eisenbahnen mit leitungsgebundener Energie vom 
Anwendungsbereich des Gesetzes in § 1 ERegG-E sowie 
die Streichung aus der Legaldefinition des § 3 Absatz 5 
ERegG-E.107 

92. Die Monopolkommission ist nicht der Auffas-
sung, dass die gesetzlich zugesicherte Möglichkeit des 
Aufstellens von Fahrkartenautomaten in Bahnhöfen nach 
§ 4 Absatz 12 ERegG-E ausreicht, um die fortwährenden 
Probleme der bestehenden Tarif- und Vertriebsstruktur zu 
lösen. Es ist nicht zu erwarten, dass so auch andere Eisen-
bahnverkehrsunternehmen als die Deutsche Bahn AG ein 
bundesweites Ticket- und Tarifsystem anbieten können 
und die Deutsche Bahn AG ihre marktbeherrschende 
Stellung im gesetzlich vorgegebenen, bundesweit einheit-
lichen System verlieren wird. Das Verfahren, durch das 
Eisenbahnverkehrsunternehmen ihrer Mitwirkungs-
pflicht zu bundesweit durchgehenden SPNV-Tarifen 
nachkommen, sollte daher durch gesetzliche Vorgaben 
ausgestaltet werden. Der gemeinsame Tarif sollte durch 
einen zu gründenden bundesweiten Tarifverbund festge-
legt werden, in dem kein einzelnes Verkehrsunternehmen 
eine dominierende Stellung besitzt.108

93. Die Vorschriften zur Entgeltregulierung wurden 
vergleichsweise weitgehend neu gestaltet. Die Einfüh-
rung einer Ex-ante-Entgeltgenehmigung und die Orientie-
rung am Maßstab der Kosten der effizienten Leistungsbe-
reitstellung sind dabei prinzipiell positiv zu bewerten. Die 
Anwendung dieses Maßstabs (zuzüglich einer Gesamtka-
pitalrendite) ist dem bestehenden Vollkostenmaßstab vor-
zuziehen. In Bezug auf die geplante Ex-ante-Genehmi-
gung der Entgelte nach §§ 27 ff. ERegG-E besteht die 
Hoffnung, dass diese die bestehende Ex-post-Prüfung, die 
in der Praxis teilweise sehr langwierig und damit in ihrer 
Wirkung eingeschränkt ist, zumindest teilweise nutzen-
stiftend ersetzen kann. Dass durch die geplanten Neue-
rungen in der Praxis tatsächlich signifikante Verbesserun-
gen eintreten, ist aufgrund der im Folgenden dargestellten 
Einschränkungen jedoch unwahrscheinlich.

94. Ziel der Neuerungen der Entgeltregulierungsvor-
schriften ist nach Angaben des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung eine Anpassung der 
Vorschriften an die Standards anderer regulierter Berei-
che. Dies wird durch das Fehlen eines klaren Petitums für 
eine Anreizregulierung jedoch nicht erreicht. Die Verord-
nungsermächtigung für eine Anreizregulierung nach § 60 
Absatz 1 Nummer 2 RefE ist nicht ausreichend, da keine 
konkreten Pläne des Bundesverkehrsministeriums zur 
Einführung einer entsprechenden Verordnung bekannt 
sind. Nur durch die Einführung einer Anreizregulierung 
für die Eisenbahninfrastrukturbetreiber können echte An-
reize zur Senkung der mit der Bereitstellung der Infra-
struktur verbundenen Kosten und Entgelte geschaffen 
werden. Auch kann durch eine Anreizregulierung mit 
einer Differenzierung verschiedener Leistungskörbe 

106 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 60, a. a. O., Ab-
schnitt 1.2.

107 Vgl. ebenda, Abschnitt 2.1.3.
108 Vgl. ebenda, Abschnitt 3.4.
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Diskriminierungspotenzial wirksam eingeschränkt wer-
den.109 So fehlt im Gesetzentwurf die von der Monopol-
kommission als entscheidend angesehene Veränderung 
der Entgeltregulierung. 

Die im Entwurf vorgesehene kostenbasierte Ex-ante-
Regulierung mit einer Orientierung am Maßstab der Kos-
ten der effizienten Leistungsbereitstellung bedeutet dem-
gegenüber nicht nur eine erheblich geringere Anreizwir-
kung zur Effizienzsteigerung und Entgeltsenkung, son-
dern auch einen deutlichen Mehraufwand für Regulierer 
und Unternehmen. Außerdem ist unklar, wie gut eine sol-
che Regelung im Eisenbahnsektor mit der extremen Viel-
zahl unterschiedlicher Produkte in der Praxis zu hand-
haben ist. Die praktischen Probleme der vorgesehenen 
Regulierung führen somit dazu, dass deren Wirkung in 
Bezug auf Effizienzsteigerungen gegenüber einer Anreiz-
regulierung weiter zurückfällt. 

Im Ergebnis wäre es wünschenswert, wenn die Einfüh-
rung einer Anreizregulierung auf Grundlage der von der 
Bundesnetzagentur erarbeiteten Vorschläge im Gesetz 
konkret vorgegeben wird.

95. Dadurch, dass nach § 29 Absatz 1 Sätze 3 bis 5 
ERegG-E Aufwendungen für Investitionen und Instand-
haltung nicht der Regulierung unterliegen sollen, würde 
die Wirksamkeit der Regulierung drastisch eingeschränkt. 
Ein Großteil der Gesamtkosten wäre so komplett von der 
Effizienzkontrolle ausgenommen. Die Monopolkommis-
sion sieht diese explizite Ausnahme der Investitions- und 
Instandhaltungskosten als inakzeptabel an. Ein effizienter 
Einsatz der Mittel kann so nicht sichergestellt werden. 

Die Begründung, dass bereits die Leistungs- und Finan-
zierungsvereinbarung eine ausreichende Effizienz sicher-
stellt, wurde bereits im letzten Bahn-Sondergutachten der 
Monopolkommission deutlich zurückgewiesen.110 Die 
analoge Argumentation gilt für die außerhalb der Leis-
tungs- und Finanzierungsvereinbarung von den Eisen-
bahninfrastrukurunternehmen des Bundes finanzierten In-
vestitionen ebenso wie für den Neu- und Ausbau des 
Schienennetzes im Rahmen des „Bedarfsplans für die 
Bundesschienenwege“. Zu diesem Ergebnis kam wieder-
holt auch der Bundesrechnungshof, der „immer wieder“ 
festgestellt hat, „dass die Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen Bundesmittel für Schienenwegebau zweckwidrig 
oder unwirtschaftlich verwendeten“.111 Auch bemängelte 
der Bundesrechnungshof, dass der Netzzustandsbericht 
im Rahmen der Leistungs- und Finanzierungsvereinba-
rung für die „Outputkontrolle bei der Schienenwegefinan-
zierung bislang nicht geeignet“ sei.112 Die intendierte 
Überprüfung der Infrastrukturqualität erfolgt damit nur 
unzulänglich. Darüber hinaus ist eine echte Effizienzkon-
trolle nicht einmal vorgesehen. Mit der Leistungs- und Fi-

nanzierungsvereinbarung sind daher keinerlei Anreizwir-
kungen zur Entgeltsenkung, sondern aufgrund der real 
sinkenden Zuwendungen im Gegenteil Anreize zu Ent-
geltsteigerungen verbunden.113 Eine Regulierung dieser 
Bereiche ist daher unentbehrlich. Der Maßstab der Kos-
ten der effizienten Leistungsbereitstellung muss umfas-
send gelten. Dazu sollten die Sätze 3 bis 5 des § 29 Ab-
satz 1 ERegG-E ersatzlos gestrichen werden.

Um die bisher ausgenommenen Kosten der KeL-Kon-
trolle zu unterwerfen, dürfen die Informationsbefugnisse 
der Bundesnetzagentur auch in Bezug auf diese Kosten 
nicht, wie in § 25 Nummer 1, letzter Halbsatz und § 38 
Absatz 1 Nummer1 ERegG-E vorgesehen, beschränkt 
werden.

Kritisch sind auch die Vorgaben des § 30 Absatz 2 Num-
mer 2 und 3 ERegG-E zu bewerten, wonach Aufwendun-
gen außerhalb der KeL-Kontrolle immer zu berücksichti-
gen sind, wenn diese auf Grundlage von Verträgen über 
die Sicherung von Arbeitsplätzen entstehen bzw. pau-
schal die Sicherheit erhöhen. Diese sehr unkonkreten 
Ausnahmen schwächen die Entgeltregulierung deutlich, 
da durch diese Begründungen fast beliebige Entgelterhö-
hungen ermöglicht werden.

96. Die Monopolkommission befürwortet die nach 
§ 32 Absatz 1 ERegG-E geplante Vorgabe einer Gesamt-
kapitalrendite als zulässige Verzinsung des eingesetzten 
Kapitals. Dies ist der bestehenden Vorgabe einer Eigenka-
pitalrendite in Verbindung mit der dadurch notwendigen 
Regulierung der Kapitalstruktur deutlich vorzuziehen, da 
so keine Fehlanreize für die Wahl der effizienten Kapital-
struktur entstehen. Ebenso ist die Orientierung am Capital 
Asset Pricing Model nach § 32 Absatz 2 ERegG-E zu be-
grüßen.114

Abzulehnen ist jedoch die in der Gesetzesbegründung zu 
§ 32 ERegG-E ausgeführte intendierte Andersbehandlung 
der bundeseigenen Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
bei der Bemessung der Eigenkapitalrendite. Obwohl in 
der Begründung des Entwurfs von der Erstattung von Re-
finanzierungskosten wie im wettbewerblichen Kontext 
gesprochen wird, sollen die bundeseigenen Eisenbahnin-
frastrukturunternehmen explizit anders behandelt werden, 
damit es nicht zu „überhöhten Trassenentgelten“ kommt. 
Diese Argumentation sieht die Monopolkommission als 
nicht konsistent an. Aus der Zielsetzung der Herstellung 
von Als-ob-Wettbewerb kann keine Andersbehandlung 
der Eisenbahninfrastrukturunternehmen des Bundes ab-
geleitet werden. Außerdem dient die Erstattung der Refi-
nanzierungskosten nicht dem Ziel, Trassenentgelte mög-
lichst niedrig anzusetzen. Für die Förderung der 
Wettbewerbsfähigkeit des Eisenbahnsektors sind aus ord-
nungspolitischen Gründen andere Instrumente wie die Fi-
nanzierung der Infrastruktur vorzuziehen.115

97. Zu begrüßen ist, dass die vorgegebenen Entgelt-
grundsätze des § 34 ERegG-E nach § 35 ERegG-E nun 

109 Vgl. ebenda, Abschnitt 2.1.2.1.
110 Vgl. ebenda, Tz. 89 ff.
111 Vgl. Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 2011 zur Haushalts- 

und Wirtschaftsführung des Bundes, Bundestagsdrucksache 17/7600 
vom 14. November 2011, S. 40, 216.

112 Vgl. Delhaes, D., Milliarden außer Kontrolle, Handelsblatt, 27. Juni 
2011, S. 14. 

113 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 60, a. a. O., Tz. 89 ff.
114 Vgl. ebenda, Tz. 138 f.
115 Vgl. ebenda, Tz. 131 ff.
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auch für Bahnhöfe gelten sollen. Allerdings wurden diese 
Grundsätze nicht, wie von der Monopolkommission ge-
fordert, grundlegend so überarbeitet, dass der Bundes-
netzagentur die Überprüfung der Entgeltsysteme erleich-
tert und Diskriminierungspotenzial eingeschränkt wird.116

98. Auch die Vorgaben des § 34 Absatz 6 ERegG-E 
für leistungsabhängige Bestandteile der Entgelte für Inf-
rastrukturleistungen wurden nicht so gestaltet, dass da-
durch wirksame Anreize zur Verringerung von Störungen 
und zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit des Schienen-
netzes gesetzt werden. Dazu sollten umfangreiche und 
detaillierte Verspätungskategorien und Grundsätze für 
leistungsabhängige Entgelte vorgegeben werden.117

99. Im Bereich des Zugangs zur Eisenbahninfrastruk-
tur sieht das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung die bestehenden Vorschriften als grund-
sätzlich ausreichend an. Die Monopolkommission hat in 
ihrem letzten Sondergutachten zum Eisenbahnsektor da-
gegen umfangreichen Reformbedarf festgestellt.118 Den-
noch erkennt sie an, dass insbesondere in diesem Bereich 
der Zugangsregulierung einige begrüßenswerte Änderun-
gen vorgesehen sind.

100. Positiv ist zu sehen, dass die Regelungen für die 
Nutzung von Serviceeinrichtungen denen von Schienen-
wegen angepasst werden sollen, indem der vorgeschrie-
bene Mindestinhalt der Informationen in § 13 Absatz 2 
ERegG-E entsprechend dem Paket von Mindestangaben 
für Schienenwege nach § 7 Absatz 2 ERegG-E erweitert 
wird. Außerdem ist zu begrüßen, dass die Bundesnetz-
agentur nach § 4 Absatz 8 ERegG-E nun Einfluss auf die 
Schienennetz-Nutzungsbedingungen und die Nutzungs-
bedingungen für Serviceeinrichtungen nehmen kann. 
Eine grundlegende Veränderung der entsprechenden Re-
gelungen und die Stärkung der Rechte der Bundesnetz-
agentur ist von der Monopolkommission gefordert wor-
den.119

101. Die Monopolkommission befürwortet, dass in 
den Regelungen über die Möglichkeit, Rahmenverträge 
abzuschließen, nach § 17 Absatz 7 ERegG-E eine feste 
Vorlaufzeit vorgegeben wird. Allerdings ist diese als Min-
destvorlauf geplant und beträgt lediglich ein statt der von 
der Monopolkommission geforderten zwei Jahre. Die da-
mit einhergehende geringfügige Verlängerung des Vor-
laufs gegenüber der derzeitigen Praxis ist nicht ausrei-
chend. Außerdem ist die zeitliche Regelung so zu 
gestalten, dass Eisenbahnverkehrsunternehmen mit aus-
reichendem Vorlauf Rahmenverträge angeboten bekom-
men können, jedoch auch ein kurzfristiger Abschluss 
möglich ist. Im Übrigen sieht die Monopolkommission 
weiteren Reformbedarf der Rahmenvertragsregelun-
gen.120

102. Zu begrüßen ist, dass nach § 11 Absatz 1 des Re-
ferentenentwurfs zur Änderung des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes (AEG-E) die Stilllegung von Serviceein-
richtungen genehmigungspflichtig werden soll und dazu 
auch die Übernahme durch Dritte betrachtet wird. 

103. Darüber hinaus sieht die Monopolkommission 
weiteren Reformbedarf im Bereich des Zugangs zur 
Eisenbahninfrastruktur.121 Zur Verbesserung der Wett-
bewerbsbedingungen sind weitergehende Transparenz-
pflichten erforderlich. So sollten Eisenbahninfrastruktur-
unternehmen verpflichtet werden, den Zugangsbe-
rechtigten Bildfahrpläne bzw. Zeit-Wege-Diagramme der 
Trassenbelegung in anonymisierter Form zugänglich zu 
machen, sodass freie Kapazitäten jederzeit identifiziert 
werden können.122 Ein solches Verfahren entspräche auch 
grundsätzlichen Überlegungen der europäischen Richtli-
nie 2001/14/EG über die Zuweisung von Fahrwegkapazi-
täten.123 Zusätzlich sollte der Gesetzgeber den Infrastruk-
turbetreibern konkrete Pflichten zur Transparenz 
bezüglich der Art und Beschaffenheit der Trassen auferle-
gen. 

104. Die Monopolkommission sieht den obigen Aus-
führungen entsprechend dringenden konkreten Änderungs-
bedarf des vorliegenden Gesetzentwurfs. Grundsätzlich ist 
die Wettbewerbsintensität im Eisenbahnverkehr nicht zu-
friedenstellend. Eine aktive Wettbewerbsentwicklung im 
Eisenbahnsektor setzt eine effiziente Marktordnung vo-
raus. Die gegenwärtigen Rahmenbedingungen weisen je-
doch zahlreiche Schwachstellen auf, die mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf nicht ausreichend adressiert 
werden.124 Die Monopolkommission mahnt daher an, die 
Neuordnung der Regulierung im Eisenbahnbereich dazu 
zu nutzen, bekannte Defizite der bestehenden Rahmen-
bedingungen ambitioniert und engagiert anzugehen und 
umfassend zu beheben. Nur dann kann wirksamer und 
unverfälschter Wettbewerb und damit ein attraktives Ver-
kehrsangebot auf der Schiene erreicht werden.

4. Novellierung des Postgesetzes 

105. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie hat im März 2012 Eckpunkte für eine Novellie-

116 Vgl. ebenda, Abschnitt 2.1.2.3.
117 Vgl. ebenda, Abschnitt 2.2.2.5.
118 Vgl. ebenda, Abschnitt 2.2.
119 Vgl. ebenda, Abschnitte 2.2.2.4 und 2.2.3.2.
120 Vgl. ebenda, Abschnitt 2.2.2.2.

121 Vgl. ebenda, Abschnitt 2.2.
122 Vgl. ebenda, Abschnitt 2.2.2.1.
123 Vgl. Richtlinie 2001/14/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 26. Februar 2001 über die Zuweisung von Fahrwegkapa-
zität der Eisenbahn, die Erhebung von Entgelten für die Nutzung von 
Eisenbahninfrastruktur und die Sicherheitsbescheinigung, ABl. EG 
Nr. L 75 vom 15. März 2001, S. 29, Erwägungsgrund 27.

124 Die Monopolkommission hat in ihren Gutachten Wettbewerbshinder-
nisse dargestellt und darauf aufbauend entscheidenden Handlungsbe-
darf zur Verbesserung der Rahmenbedingungen aufgezeigt; vgl. ins-
besondere Monopolkommission, Bahn 2009: Wettbewerb erfordert 
Weichenstellung, Sondergutachten 55, Baden-Baden 2009, sowie 
Sondergutachten 60, a .a .O. Jedoch haben nur wenige dieser Emp-
fehlungen Eingang in den vorliegenden Gesetzentwurf gefunden, so-
dass ein Großteil der aufgezeigten Schwachstellen des Regulie-
rungsrahmens weiterhin bestehen bleiben würde. Durch die explizite 
Ausnahme der Investitions- und Instandhaltungskosten aus der Ent-
geltregulierung durch die Bundesnetzagentur fällt der vorliegende 
Entwurf sogar noch hinter die aktuellen Regelungen zurück.
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